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Änderungsantrag zu PB.L-01

Von Zeile 266 bis 272 einfügen:
für Wasserstoffimporte müssen wir jetzt etablieren. Wir werden faire Kooperationen
mit wind- und sonnenreichen Ländern anstoßen und ausbauen, um zusätzlich grünen 
Wasserstoff zu importieren. Für den Erfolg dieser Kooperationen ist es unabdingbar,
die lokale Bevölkerung einzubeziehen, Menschenrechte zu schützen und sich an den
nachhaltigen Entwicklungszielen zu orientieren. Das heißt unter anderem: Damit
Wasserstoff zur Klimaneutralität beiträgt, muss er aus erneuerbaren Energien
hergestellt werden. Das gilt auch für Wasserstoffimporte. Die Nutzung erneuerbarer
Energien für den Export von Wasserstoff darf aber nicht dazu führen, dass der Anteil
der erneuerbaren Energien am Energiemix der Herkunftsländer schrumpft.
Anstattdessen sollen Wasserstoffimporte nach Deutschland nur möglich sein, wenn die
Herkunftsländer entweder schon vollständig erneuerbar versorgt sind oder aber die
Wasserstoffexporte den Anteil der eneuerbaren Energien vor Ort steigern. Die
Vorstellung, alte fossile Technologien wie Verbrennungsmotoren mit Wasserstoff oder
synthetischen Kraftstoffen 

Begründung

Da die Klimakrise eine globale Aufgabe ist, muss unter allen Umständen vermieden
werden, dass die für Deutschland notwendigen Strommengen zur
Wasserstofferzeugung im Ausland einen Anstieg der Nutzung fossiler Energieträger
nach sich zieht, indem zum Beispiel der grüne Strom für den Export von Wasserstoff
verwendet wird, für den Eigenbedarf aber fossile Kraftwerke verwendet werden. Diese
Gefahr ist in einigen Ländern mit viel Wind und/oder Sonne durchaus real, weshalb
Regelungen des Wasserstoffimports nötig erscheinen.
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